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XXIIIAbkürzungsverzeichnis

ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZVersWiss Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft
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§ 1 Einleitung

Wer ist leitender Angestellter und wie haftet diese Person? Einigkeit besteht da-
hingehend, dass ein leitender Angestellter auf Grundlage eines Arbeitsvertrags
für einen Arbeitgeber tätig wird. Er zählt nicht zu dessen Organmitgliedern,
sondern ist ein Arbeitnehmer1 mit besonderen Aufgaben bzw. unternehmeri-
schen Funktionen.2 Er unterscheidet sich von anderen Arbeitnehmern dadurch,
dass er für das Unternehmen typische unternehmerische (Teil-)Funktionen in
eigener Verantwortung und mit einem erheblichen eigenen Entscheidungsspiel-
raum ausübt.3 Diese unbestimmten Rechtsbegriffe ermöglichen nicht immer eine
eindeutige Abgrenzung eines leitenden Angestellten von anderen Arbeitneh-
mern.

Die Arbeit analysiert die unterschiedlichen gesetzlichen Begriffsbestimmun-
gen und die Besonderheiten, die für die leitenden Angestellten im haftungsrecht-
lichen Kontext gelten. Nicht Gegenstand der Untersuchung sind Organ-Füh-
rungskräfte. Mitglieder von Gesellschaftsorganen sind grundsätzlich keine Ar-
beitnehmer, wobei ausnahmsweise auch Geschäftsführer dem Arbeitnehmerbe-
griff unterfallen können.4 Auch letztere sind von der vorliegenden Abhandlung
ausgenommen.

Auch angesichts der rechtstatsächlichen Entwicklung, dass Gesellschaften zu-
nehmend Ansprüche gegen ihre Führungskräfte geltend machen, ist zu unter-
suchen, welchem Haftungsregime die leitenden Angestellten unterliegen. Auf der
einen Seite steht die von der Rechtsprechung entwickelte Haftungsbeschränkung
für Arbeitnehmer. Dieses arbeitsrechtliche Privileg schützt den Arbeitnehmer
vor einer unbilligen und existenzbedrohenden Haftung.

Auf der anderen Seite hat der BGH in der „ARAG/Garmenbeck“-Entschei-
dung5 festgestellt, dass eine unternehmerische Tätigkeit einen Handlungsspiel-
raum des Geschäftsleiters erfordert, der keiner umfassenden gerichtlichen Über

1 So ausdrücklich BT-Drs. VI/1786, S. 36 (in Bezug auf § 5 Abs. 3 BetrVG).
2 Vgl. Spinner, in: MüKoBGB, § 611a BGB Rn. 153; Kania, in: Küttner, Personal-

buch 2022, Leitende Angestellte Rn. 1.
3 Vogelsang, in: Schaub, Arbeitsrechts-Handbuch, § 13 Rn. 2.
4 Beispielsweise in Bezug auf § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AGG: BGH, Urteil vom 26. März

2019 – II ZR 244/17, NZA 2019, 706 (707 ff.).
5 BGH, Urteil vom 21. April 1997 – II ZR 175/95, NJW 1997, 1926.
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prüfung unterliegt.6 Dies hat der Gesetzgeber mit der Kodifizierung der Business
Judgment Rule in § 93 Abs. 1 Satz 1 AktG bestätigt.7

Zu klären ist, ob diese Haftungsbeschränkungen auch auf einen leitenden
Angestellten Anwendung finden und in welchem Verhältnis sie zueinander ste-
hen. Die Arbeit beschränkt sich auf die Frage nach dem Haftungsregime, ohne
auf einzelne Anwendungsfälle wie etwa die Frage nach der Regressfähigkeit von
(kartellrechtlichen) Unternehmensgeldbußen einzugehen.

Viele Gesellschaften schließen für ihre Führungskräfte eine D&O-Versi-
cherung ab. Die D&O-Versicherung (directors’ and officers’ liability insurance) ist
eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung. Der Versicherer gewährt Ver-
sicherungsschutz für Vermögensschäden, die dem Versicherungsnehmer infolge
einer fahrlässigen Pflichtverletzung durch die versicherte Person entstanden sind.
Erfasst die Versicherung auch Ansprüche der Gesellschaft gegen ihr eigenes Füh-
rungspersonal, bildet diese Deckung im Innenverhältnis das „versicherungsrecht-
lich[e] Korrelat zur Innenhaftung“8.

Häufig sind auch Personen versichert, welche die Versicherungsbedingungen
als leitende Angestellte bezeichnen. Zu untersuchen ist, welche Personen dieser
Begriff erfasst und ob der Versicherungsschutz deren Haftung beeinflusst. Mög-
licherweise lässt der wirtschaftliche Schutz durch die Versicherung das Bedürfnis
oder sogar die Rechtfertigung für eine Haftungsbeschränkung entfallen.

Nach einer Analyse der Begriffe des leitenden Angestellten und einer Abgren-
zung zu anderen Formen von Führungskräften (§ 2) erfolgt eine Untersuchung
der Gründe für das Arbeitnehmerprivileg (§ 3). Auf dieser Grundlage lässt sich
beantworten, nach welcher Maßgabe leitende Angestellte haften (§ 4) und ob die
Arbeitsvertragsparteien die Haftung vertraglich modifizieren können (§ 5). Nach
einem Überblick über die Besonderheiten der D&O-Versicherung (§ 6) befasst
sich die Arbeit abschließend mit den Fragen einer Versicherungspflicht und einer
Versicherungsobliegenheit und deren Einfluss auf die Haftung leitender Ange-
stellter (§ 7).

6 BGH, Urteil vom 21. April 1997 – II ZR 175/95, NJW 1997, 1926 (1927); das Erforder-
nis eines unternehmerischen Ermessensspielraums war bereits vorher bekannt, näher dazu:
Jena, Die Business Judgment Rule im Prozess, S. 137 ff. m.w.N.

7 BT-Drs. 15/5092, S. 11.
8 Splinter, Aktienrechtliche Organhaftung und D&O-Versicherung, S. 6.


